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Das Internet – entwicklungspolitisches Neuland? 

Bonn, 30.09.2013. „Das Internet ist für uns alle 

Neuland“: Mit dieser viel zitierten Aussage erntete 

Angela Merkel jüngst Hohn und Spott. Schließlich 

prägt das Internet seit mehr als 20 Jahren unseren 

Alltag. Die Äußerung der Bundeskanzlerin unter-

streicht eine gewisse Unsicherheit im Umgang mit 

Veränderungen, die durch das Internet ausgelöst 

werden. Der NSA-Abhörskandal ist das aktuellste 

Beispiel dafür, wie das Internet trotz seiner gesell-

schaftlichen Verankerung immer noch unbeholfe-

ne Reaktionen hervorruft. Auch in der Entwick-

lungspolitik ist das Internet keineswegs Neuland. 

Allerdings sind Debatten über die entwicklungs-

politische Bedeutung des Internets stark polari-

siert: Während „Cyberutopisten“ das Internet be-

reits als neuen Heilsbringer für Entwicklungsländer 

ausrufen, warnen „Cyberskeptiker“ vor zu großen 

Erwartungen. Vier Missverständnisse und deren 

Aufklärung geben ein umfassenderes Bild über 

den Zusammenhang zwischen dem Internet und 

Entwicklungspolitik. 

Das Internet wird nur in reichen Ländern  

genutzt 

Bereits bei den Weltgipfeln zur Informationsge-

sellschaft der Vereinten Nationen in Genf (2003) 

und Tunis (2005) stand das Internet als Entwick-

lungsthema im Blickpunkt. Das Ziel lautete: Durch 

verstärkte internationale Kooperation die globale 

„digitale Kluft“ zwischen reichen und armen Län-

dern zu schließen. Zehn Jahre später ist die Forde-

rung nach einem gerechteren Zugang zu Informa-

tions- und Kommunikationstechnologie noch im-

mer aktuell. Gleichzeitig ist die Zweiteilung in ei-

nen armen Teil der Welt, der offline ist, und einen 

reichen Teil der Welt, der online ist, überholt. Ge-

messen am Anteil der Bevölkerung bleibt die Zahl 

der Internetnutzer mit knapp einem Drittel in 

Entwicklungs- und Schwellenländern noch weit 

hinter den Industrieländern zurück. In den ärms-

ten Ländern haben über 90 % der Bevölkerung 

keinen Zugang zum Internet. Andererseits breitet 

sich das Internet weltweit rasant aus: 65 % aller 

Internetnutzer kommen mittlerweile aus Entwick-

lungs- und Schwellenländern, wo insbesondere 

der Internetzugang über Mobiltelefone boomt. 

Das Internet ist ein Entwicklungsmotor 

Erst kürzlich haben Google und Facebook Kam-

pagnen angekündigt, um mehr Menschen in Ent-

wicklungsländern Zugang zum Internet zu ermög-

lichen. Zusätzlich verteilen Organisationen Lap-

tops an Schülerinnen und Schüler in Entwick-

lungsländern, um Bildung zu fördern. Jedoch igno-

rieren solche Initiativen oftmals die strukturellen 

und sozialen Probleme vor Ort – wie etwa einen 

Mangel an ausgebildeten Lehrern oder eine insta-

bile Energieversorgung. Zusätzlich ist Informati-

onstechnologie eher ein Verstärker bestehender 

Fähigkeiten und sozio-ökonomischer Startvoraus-

setzungen. Technologie an sich ist kein Wunder-

mittel zur Lösung wirtschaftlicher, sozialer und 

ökologischer Probleme. Leider führt Technologie-

begeisterung oft zur Vernachlässigung konkreter 

Probleme wie mangelnder Gesundheitsversor-

gung und fehlender Infrastruktur. Darüber hinaus 

sind Studien, die auf einen positiven Zusammen-

hang zwischen Internetzugang und Wirtschafts-

wachstum hindeuten, höchst umstritten. Das 

Internet kann sich positiv auf Entwicklungsprozes-

se in ärmeren Ländern auswirken – aber nur in be-

grenztem Umfang. Insbesondere der wachsende 

Informationsaustausch zwischen Personen und 

Organisationen trägt potenziell zur Lösung von 

Entwicklungsproblemen bei. Die Global Pulse-

Initiative der Vereinten Nationen zum Beispiel 

erschließt Innovationen im Bereich des Datenma-

nagements und der Echtzeitanalyse. So können 

u. a. Frühwarnungen vor Krankheitsausbreitun-

gen, Naturkatastrophen oder Nahrungsmittel-

knappheit erstellt werden. 

Das Internet verbreitet Demokratie  

In der Berichterstattung über die Protestbewe-

gungen in der arabischen Welt war oft von Twit-

ter- oder Facebook-Revolutionen die Rede. Das In-

ternet als Kommunikationsinstrument hat den 

Oppositionsbewegungen sicherlich dabei gehol-

fen, sich zu organisieren. Auch Informationen über 

mögliche Menschenrechtsverletzungen und 

Machtmissbrauch gelangen mit Hilfe des Internets 

schneller an die Öffentlichkeit. Aber nachhaltiger 

politischer Wandel hängt letztendlich von langfris-
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tig gewachsenen politischen und gesellschaftli-

chen Institutionen ab. Außerdem wird zuneh-

mend deutlich, dass auch autoritäre Regime das 

Internet für Propaganda und Überwachungszwe-

cke nutzen können. Autoritäre Staaten regulieren 

den Zugang zu Informationen, indem sie Websei-

ten blockieren oder bestimmte soziale Netzwerke 

sperren. Doch der NSA-Skandal zeigt, dass auch 

demokratische Staaten das Internet zur großflä-

chigen Überwachung missbrauchen. Eine derarti-

ge Nutzung des Internets führt zur Einschränkung 

demokratischer Grundrechte und der Freiheit von 

Internetnutzern. Ein positiver Einfluss des Inter-

nets auf Demokratisierung per se ist daher zwei-

felhaft. 

Entwicklungsländer bedrohen die Internet-

freiheit 

Entwicklungs- und Schwellenländern sehen ihre 

Interessen im bestehenden Modell der Internet-

Governance nicht ausreichend berücksichtigt. Mo-

mentan sind in den USA ansässige private Institu-

tionen für die technische Steuerung des Internets 

verantwortlich. Diese „Multistakeholder-Netz-

werke“, welche die Internetstandards entwickeln 

und das Adresssystem verwalten, machen das 

Internet als globales Medium erst funktionsfähig. 

Entwicklungs- und Schwellenländer fordern dage-

gen eine stärkere Rolle der Regierungen im Rah-

men der Vereinten Nationen. Kritiker sehen darin 

die Gefahr der Verstaatlichung des Internets. Diese 

Befürchtung ist mit Blick auf die Positionen eini-

ger Staaten wie Russland, China und Iran gerecht-

fertigt. Viele Länder schätzen aber auch die Vortei-

le des bewährten „Multistakeholder-Modells“ und 

streben Reformen zu dessen Weiterentwicklung 

an. Zum Beispiel haben Länder wie Indien und 

Brasilien zuletzt ihre ursprünglich staatszentrier-

ten Ideen für das Internet abgeschwächt. Das 

Internet Governance Forum, das am 22. Oktober 

2013 in Bali zusammentritt, bietet für die laufen-

den Reformdiskussionen eine wichtige Dialog-

plattform. 

Obwohl das Internet längst kein entwicklungspoli-

tisches Neuland mehr ist, bleiben viele Fragen 

offen: Welche qualitativen Unterschiede gibt es in 

der Nutzung des Internets zwischen reichen und 

ärmeren Ländern? Welche entwicklungspoliti-

schen Initiativen können eine produktive Nutzung 

des Internets in Entwicklungsländern unterstüt-

zen? Wie kann die Internet-Governance ihre Grund-

prinzipien und Funktionsfähigkeit bewahren, oh-

ne die Interessen von Entwicklungsländern zu ver-

nachlässigen? Abseits von Cyberutopien und Cy-

berskepsis gibt es ein breites Feld von Erkenntnis-

sen über entwicklungspolitische Einflüsse des 

Internets. Dieses müssen wir erweitern und vertie-

fen. Hier liegt das echte entwicklungspolitische 

Neuland. 
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